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Regierungsentwurf eines Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetzes (SUG)

Stellungnahme zur Behauptung


„das Untersuchungsverfahren nach dem SeeUG (1985) entspricht nicht dem internationalen Standard“


(so Grobecker-Bericht S. 72, 99; Begründung des Kab.Entwurfs an verschiedenen Stellen)

Diese Behauptung wird entweder nicht begründet, ist in der Aussage zweideutig oder unzutreffend. Es entsteht der Eindruck von „Sub-Standard“. 

Das Gegenteil ist der Fall. Das deutsche Verfahren erfreut sich allgemeiner Anerkennung. Das weiß ich aus aktiver Mitarbeit im Marine Accident Investigators International Forum (MAIIF) und meinen Seminaren an der WMU. 
 Wir werden vor allem wegen des einheitlichen Verfahrens von Untersuchung und Sanktion sowie der öffentlichen Verhandlung beneidet. 

Internationaler Standard

Der Begriff wird nicht erläutert. Man kann darunter verstehen

1. die fachliche Qualität des Durchschnitts der wesentlichen ausländischen Regelungen. (Zwecke: künftige Unfallverhütung/Lehren für Praxis und Ausbildung/Schutz der Schifffahrt vor unfähigen Patentinhabern)


oder

2. die wesentlichen Normen der Staatengemeinschaft, also IMO-Code
 und EU-Richtlinie

Zu 1:

Fast jeder wesentliche Aspekt der SeeUG-Normen ist denen des ausländischen Durchschnitts überlegen:

· Drei-stufige Untersuchung

Ermittlungen durch Wasserschutzpolizei/ Seeamtsermittlung/ Seeamts- verhandlung.


Keine Sonder- oder Parallelermittlungen durch Polizei/Staatsanwaltschaft, wie häufig im Ausland ("„jeder wurstelt für sich“)

· Beteiligte 

sind nicht nur Kapitän, Schiffsoffiziere und Lotsen, sondern auch Verlader, Reeder, Werften, Verwaltung; auch gegen diese Feststellung fehlerhaften Verhaltens. 


Die Heranziehung dieser Stellen, zumal der Behörden, gilt international als beispielhaft; für viele Länder unerreichbar.
 

· Öffentliche mündliche Verhandlung 


wird in vielen Ländern abgelehnt. 

Die Verhandlung, die alle Beteiligten einbezieht, z. B. beide Kollisionsgegner, führt zu besseren Ermittlungsergebnissen, als getrennte Einzelvernehmungen. 

Die Öffentlichkeit sorgt für bessere Akzeptanz, zumal bei Behörden als Beteiligte.

· Öffentlicher Spruch


Auch die Veröffentlichung des Spruchs in allen seinen Teilen ist im Ausland weitgehend unbekannt. 


Die in Deutschland mögliche Nutzung als Basis zivilrechtlicher Vergleiche (76 % aller Widerspruchsentscheidungen des Bundesoberseeamts) ist in vielen Ländern nicht möglich. Nach Werbke
 ist diese langjährige effiziente Praxis jedoch mit „haut gout“ behaftet. 


Schließlich dient nur die volle Veröffentlichung dem Lerneffekt, denn nur die ausführliche Wiedergabe des Unfallverlaufs und die Begründung ermöglichen Praxis und Lehre Erkenntnisse aus dem Seeunfall. 

· Einheit des Verfahrens

Das ist die Integration der Ursachenfeststellung, Feststellung fehlerhaften Verhaltens und bei Mängeln berufsnotwendiger Eigenschaften, der Patententziehung in einem Verfahren. Entscheidend hierfür sind hauptsächlich zwei Gründe: 

Häufig beruht ein bestimmtes Fehlverhalten auf einem Eigen- schaftsmangel, dessen Art und Maß die einzige gesicherte Erkenntnis über das Fehlen einer notwendigen Eigenschaft liefern. Anhand der meisten Untersuchungsfälle wird einerseits diese natürlich-logische Interdependenz sichtbar, andererseits aber auch, dass klare Trennungen zwischen der Prüfung des einen und des anderen Merkmals nicht möglich, die Übergänge fließend sind. 

Die Beisitzer des See- oder Oberseeamtes sind nicht nur hervorragende Fachleute, sondern regelmäßig auch Berufskollegen des Beteiligten. Die Beurteilung gewinnt dadurch neben ihrer Sachqualität das Gütesiegel objektiven Wertvergleichs.

Die Ansicht, bei einer Trennung erreiche man einen höheren Wahrheitsgehalt der Aussagen, ist pure Theorie von Leuten ohne Verhandlungserfahrung. Sie wird auch von einigen Ländern vorgebracht, hat dort aber hauptsächlich staatsrechtliche und berufsständische Gründe. Diese Staaten sind GB – wenn auch nur teilweise - 
 sowie der Commonwealth mit Kanada und Australien. Nicht indessen die weltweit als überragend anerkannten Organisationen der US Coast Guard und der Japanischen Marine Accidents Inquiry Agency. Diese sind dem SeeUG-Verfahren sehr ähnlich bzw. mit ihm identisch.

Die US Coast Guard widerlegt auch die Behauptung des Kab.Entwurfs, die Voruntersuchungen der Wasserschutzpolizei und ihre strafrechtlichen Ermittlungen widersprächen einander: in Deutschland hat das seit 120 Jahren nicht zu Beanstandungen geführt, in den USA vereinigt die als wirklich mustergültig anerkannte Coast Guard beide Funktionen in einer Behörde: Sie ist Bundespolizei
 

Auch hinsichtlich des einheitlichen Verfahrens ist also ein minderer deutscher Standard nicht erkennbar. 


Fehlerhaftes Verhalten

Der Kab.Entwurf sieht nur eine „objektive“ Ursachenfeststellung vor und will auf die Feststellung fehlerhaften Verhaltens Beteiligter in dem Untersuchungsbericht verzichten. 


Das ist schwer verständlich. 


Gegenstand der Untersuchung ist die Ursachenermittlung. Es gehört zu ihren Grunderfahrungen, dass ganz überwiegend menschliches Verhalten die Ursache bildet (84 %). Da das Verhalten zu einem Unfall geführt hat, war es objektiv nicht richtig, also falsch oder „fehlerhaft“. Ohne genaue Darlegung, wer was falsch gemacht hat, ist keine vernünftige Ursachenfeststellung möglich und geht ihre präventive Mission ins Leere; der vielfach beschworene „Human Factor“ bliebe unbeachtet. Wenn dies gelegentlich zu einer, wie ich es einmal genannt habe, „Jagd nach dem Täter“ ausartet, sollte dem selbstverständlich mit fachlicher Kritik entgegengewirkt werden. 


Das SeeUG befindet sich in diesem Punkte in Übereinstimmung mit den meisten ausländischen Regelungen. 

Zu 2

Die wesentliche Standardnorm ist der IMO-Code; die EU-Richtlinie nimmt lediglich auf einige seiner Artikel bezug. Da die EU-Vorschrift mit Gesetzeskraft gilt, erhalten die in ihr genannten Teile des Codes unmittelbare Wirkung auf das SeeUG-Verfahren. 

Was ist umzusetzen?

Die oben unter 1 beschriebenen wesentlichen nationalen „Standards“ sind entweder ausdrücklicher Regelungsinhalt des Codes oder stehen ihm nicht entgegen. 

Das gilt z. B. auch für die oben angesprochene Frage des fehlerhaften Verhaltens; der Code besagt nichts gegen dessen förmliche Feststellung. Wie sollte er auch? Er besagt lediglich, dass es im Idealfall „nicht Zweck der Untersuchung sei, Haftungsfragen zu klären oder Schuldzuweisungen zu treffen“
 Davon ist auch im SeeUG keine Rede. Der Code erklärt im Gegenteil, dass der Untersuchungsbericht „einen oder mehrere Abschnitte mit Analysen und Kommentaren zu den Unfallursachen, getrennt nach technischem und menschlichem Versagen“ enthalten muss.

Indessen müssen die Vorschriften über die Zusammenarbeit mit ausländischen Staaten, das sind die Nrn. 6 bis 9 des Code in das deutsche Verfahren übernommen werden. Da detaillierte Regelungen über die Zusammenarbeit erstmalig in dem Code enthalten und für einen kleinen Teilbereich verbindlich geworden sind, hat es auch noch keinen Vergleichsstandard gegeben. Die Behauptung des Kab.-Entwurfs bleibt daher auch insoweit fragwürdig. 

Wie umsetzen?

Der § 24 a SeeUG enthält bereits eine schon fast vollständige, formalrechtlich ausreichende und der Praxis angemessene Regelung. Sie wäre lediglich durch einen Hinweis auf die Geltung bestimmter Artikel oder des ganzen IMO-Code zu ergänzen.

Mit ebenso wenig gesetzlichem Aufwand könnte § 2 Abs. 1 SeeUG mit einem 3. Satz ergänzt werden. Das könnte wie folgt lauten: 

„ Das Seeamt hat bei der Untersuchung im Rahmen der von ihm zu beachtenden Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland die Regeln des IMO-Codes A.849(20) für die Untersuchung von Unfällen und Vorkommnissen auf See zu berücksichtigen.“

Diese Ergänzung würde systematisch der des § 24 a vorzuziehen sein. Sie würde den Anforderungen der EU-Richtlinie
, aber auch der Praxis genügen, da die Anwendungsfälle (Ro-Ro-Fahrgastschiffe und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge) nach langjähriger Statistik äußerst selten sind. Selbst ohne diese Einschränkung blieben Fälle ausländischer Beteiligung relativ selten, so dass man sie auch auf alle Schiffe anwenden könnte. GB hat kürzlich diesen Weg gewählt und damit die EU-Richtlinie erfüllt. Es hat sein Gesetz 
 mit folgendem Passus ergänzt: 
 


„Soweit von einer Untersuchung nach diesem Gesetz ein RoRo-Fahrgastschiff oder ein Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeug betroffen ist, auf welches die Richtlinie 1999/35EG über ein System verbindlicher Überprüfungen im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Ro-Ro-Fahr- gastschiffen und Fahrgast-Hochgeschwindigkeitsfahrzeugen Anwendung findet, soll der Chief Inspector es einem Staat mit einem erheblichen Interesse, welcher Mitglied der EU oder der EEA ist, ermöglichen, an der Untersuchung teilzunehmen oder während der Untersuchung mit ihm zusammenzuarbeiten“.



 

Es bedarf also keineswegs eines neuen Systems der Seeunfalluntersuchung, weil die „Standards“ ungleich seien. Ich kann nur wiederholen: Nach meiner Einschätzung wird der hohe deutsche Standard beträchtlich sinken, wenn der Kab.-Entwurf Gesetz wird. 

� Seit 10 Jahren Gründungs-, jetzt Ehrenmitglied von MAIIF, seit 12 Jahren als Vis. Professor an der WMU (World Maritime University, Malmö)


� A 849/20 


� 1999/35 EG


� Die WMU-Studenten – Kapitäne und höhere Verwaltungsangestellte – haben mir das so lange nicht abgenommen, bis ich es ihnen nachgewiesen habe. 


� MR Axel Werbke in Festschrift für Rolf Herber „Seehandelsrecht und Seerecht“, S. 180. 


� Neben der formlosen Untersuchung durch den Marine Accident Investigation Branch (MAIB) des Transportministeriums finden formelle Verhandlungen vor einem Board des „Wreck-Commissioner“ statt.


� Eine japanische Delegation hat vor Jahren unter deutscher Beratung das SeeUG-System bei uns studiert und später in Japan – mit beneidenswertem Haushalt und Personalbestand – umgesetzt.


� Anmerkung: In den USA – ähnlich in den Niederlanden – ist außer der Coast Guard der National Safety Transportation Board (NSTB) mit der Untersuchung von „Major Accidents“ aller Verkehrsmittel befasst; in erster Linie Flugzeuge, Seeunfälle durchschnittlich 7 %. Er kann keine disziplinaren Maßnahmen treffen, ist aber verpflichtet, Normverstöße Beteiligter zu ermitteln und festzustellen. 


� Nr. 2 


� Nr. 14.2.6


� Textvorschlag von Paulsen in seinem „Alternativentwurf“ vom 15.05.01


� Art. 12 


� Merchant Shipping Act 1995


� Private Übersetzung, zitiert nach Paulsen, Alternativentwurf 





